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Stadt 

Heidelberg 

D ruc ks ache: 

0 4 2 9 / 2 0 2 2 / B V    
D a t um: 

13.12.2022 

Fe de rführung: 

Dezernat I, Amt für Wirtschaftsförderung und Wissenschaft 

B e t eiligung: 

Dezernat I, Rechtsamt 
Dezernat V, Bürger- und Ordnungsamt 

B e t reff: 

He idelberger Wirtschaftsoffensive - Erweiterung der 
Außenbewirtschaftungsflächen und Reduzierung von 
Ge bühren bis zum 31.12.2023 Änderung der 
Sondernutzungsgebührensatzung 

B e s c h l u s s v or l a g e  

B e ra tungsfolge: 

G remium: Sit zungstermin: B eh andlung: 
Z u stimmung zur Beschluss-
emp fehlung: 

Han dzeichen: 

Haupt- und Finanzaus-
schuss 

26.01.2023 Ö ( ) ja ( ) nein ( ) ohne  

Gemeinderat 09.02.2023 Ö ( ) ja ( ) nein ( ) ohne  

 

B eschlusslauf 
Die Beratungsergebnisse der einzelnen Gremi-

en beginnen ab der Seite 2.2 ff. 
Letzte Aktualisierung: 15. Februar 2023 
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B eschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat folgenden Beschluss: 

1. Die Regelung zur Erweiterung der Außenbewirtschaftungsflächen wird als Maßnahme 
der „Heidelberger Wirtschaftsoffensive“ bis zum 31.12.2023 verlängert. 

2. Wie bereits in 2020 beschlossen, werden die Gebühren für Außenbewirtschaftungsflä-
chen, Werbeaufsteller, Warenständer, Dekorationsgegenstände und ähnlichem im 
Zeitraum vom 01.01.2023 bis zum 31.12.2023 um 75 % im Vergleich zur Gebührenhöhe vor 
der Coronapandemie reduziert. Zu diesem Zweck wird die als Anlage 01 beigefügte "7. 
Satzung zur Änderung der Sondernutzungsgebührensatzung" beschlossen.  

 

Finanzielle Auswirkungen:   

Bezeichnung: Betrag in Euro: 

Ausgaben / Gesamtkosten:  
 keine  
  

Einnahmen:  
 Mindereinnahmen durch Gebührensenkung circa 300.000 
  

Finanzierung:  
 keine  
  

Folgekosten:  

 keine  

  
 

 

Zusammenfassung der Begründung:   

Die Coronakrise hat viele Unternehmen wirtschaftlich stark geschwächt. So hat auch die 
Gastronomie stark unter Lockdown und Hygieneauflagen gelitten und musste ihre Um-
satzzahlen deutlich nach unten korrigieren. Nun kommt seit Sommer 2022 mit dem Kon-
flikt in der Ukraine durch deutlich höhere Energiepreise sowie Produktions- und Lie-
ferengpässe eine weitere Belastungssituation in die ohnehin wirtschaftlich angespannte 
Lage vieler Betriebe. Die derzeitige sehr hohe Inflationsrate von rund 10 Prozent hat Ein-
fluss auf das Konsumverhalten und senkt die Geschäftserwartungen der Unternehmen für 
das Jahr 2023. Zur Entlastung der gastronomischen Betriebe und des Einzelhandels sollen 
die unterstützenden Regelungen der Heidelberg Wirtschaftsoffensive von 2022 in das Jahr 
2023 übernommen werden. 
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Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 26.01.2023 

Ergebnis der öffentlichen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 26.01.2023 

10 Heidelberger Wirtschaftsoffensive – Erweiterung der Außenbewirtschaftungs-fläche und 
Reduzierung von Gebühren bis zum 31.12.2023 
Änderung der Sondernutzungsgebührensatzung 
Beschlussvorlage 0429/2022/BV 

Stadtrat Rothfuß stellt und begründet den Sachantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen (Anlage 02 zur Drucksache 0429/2022/BV), der auch als Tischvorlage verteilt ist: 

1. Die Vorlage wird zur inhaltlichen Diskussion in den Ausschuss für Wirtschaft 
und Wissenschaft verwiesen. 

2. Der Bezirksbeirat Altstadt wird einbezogen. 

Bürgermeister Erichson gibt zu bedenken, eine Verweisung hätte zur Folge, dass die aktu-
elle Regelung nicht wie vorgesehen verlängert werden könne und alle bisher eingegange-
nen Anträge abgelehnt werden müssten. 

Oberbürgermeister Prof. Dr. Würzner betont, in der Vorlage gehe es lediglich um die Ver-
längerung einer beschlossenen Regelung und somit rein um die finanzielle Auswirkung, 
nicht um eine inhaltliche Diskussion. Daher sei der Haupt- und Finanzausschuss der richti-
ge Fachausschuss.  

Es melden sich zu Wort: 
Stadtrat Michalski, Stadträtin Winter-Horn, Stadtrat Cofie-Nunoo, Stadtrat Breer, Stadträ-
tin Stolz, Stadtrat Rothfuß und Stadträtin Prof. Dr. Schuster 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen wird kontrovers diskutiert. Dabei wird 
überlegt, ob eine Einbindung des Ausschusses für Wirtschaft und Wissenschaft und des 
Bezirksbeirates möglich wäre, ohne den Beschluss zu verzögern. Andererseits werde dies 
als nicht notwendig erachtet, da kein inhaltlicher Diskussionsbedarf zu erkennen sei.  

Stadträtin Stolz schlägt vor, im Laufe des Jahres 2023 mit allen Bezirksbeiräten zu bera-
ten, wie es mit dem Thema Außenbewirtschaftung ab 2024 weitergehen könne. Hiermit 
sollte noch vor der Sommerpause 2023 begonnen werden, damit rechtzeitig zum Ablauf 
der Regelung eine Nachfolgeregelung beschlossen werden könne. 

Oberbürgermeister Prof. Dr. Würzner sagt zu, im Laufe des Jahres 2023 das Thema in den 
Bezirksbeiräten zu beraten. 
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Aufgrund der Aussprache zieht Stadtrat Rothfuß den Punkt 2 des Sachantrags zurück. Den 
A ntrag auf Verweisung in den Ausschuss für Wirtschaft und Wissenschaft möchte er auf-
rechterhalten. 

Nach einer weiteren, kurzen Diskussion bezüglich der Verweisung, stellt Oberbürger-

meister Prof. Dr. Würzner den Geschäftsordnungsantrag 

Die Vorlage wird zur inhaltlichen Diskussion in den Ausschuss für Wirtschaft 
und Wissenschaft verwiesen. 

zur Abstimmung. 

Abstimmungsergebnis: abgelehnt mit 6 : 9 : 0 Stimmen 

Danach ruft er den Beschlussvorschlag der Verwaltung zur Abstimmung auf. 

B eschlussvorschlag des Haupt- und Finanzausschusses (Arbeitsauftrag fett): 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat folgenden Beschluss: 

1. Die Regelung zur Erweiterung der Außenbewirtschaftungsflächen wird als Maßnahme 
der „Heidelberger Wirtschaftsoffensive“ bis zum 31.12.2023 verlängert. 

2. Wie bereits in 2020 beschlossen, werden die Gebühren für Außenbewirtschaftungsflä-
chen, Werbeaufsteller, Warenständer, Dekorationsgegenstände und ähnlichem im 
Zeitraum vom 01.01.2023 bis zum 31.12.2023 um 75 % im Vergleich zur Gebührenhöhe vor 
der Coronapandemie reduziert. Zu diesem Zweck wird die als Anlage 01 beigefügte "7. 
Satzung zur Änderung der Sondernutzungsgebührensatzung" beschlossen. 

Außerdem ergeht folgender Arbeitsauftrag: 

Das Thema Außenbewirtschaftung wird 2023 in den Bezirksbeiräten beraten. 

gezeichnet 
Prof. Dr. Eckart Würzner 
Oberbürgermeister 

 

Ergebnis: Zustimmung zur Beschlussempfehlung mit Arbeitsauftrag an die 
Verwaltung 

Enthaltung 1   
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Sitzung des Gemeinderates vom 09.02.2023 

Ergebnis der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 09.02.2023 

13 Heidelberger Wirtschaftsoffensive – Erweiterung der Außenbewirt- 
schaftungsflächen und Reduzierung von Gebühren bis zum 31.12.2023 
Änderung der Sondernutzungsgebührensatzung 
Beschlussvorlage 0429/2022/BV 

Erster Bürgermeister Odszuck weist auf das Beratungsergebnis aus der Sitzung des 
Haupt- und Finanzausschusses vom 26.01.2023 hin. 

Bürgermeister Erichson betont bezüglich der Beteiligung der Bezirksbeiräte, man wolle 
sich zunächst die Außenbewirtschaftungs-Satzung verwaltungsintern anschauen und 
eventuell überarbeiten. Anschließend sollen lediglich die Bezirksbeiräte einbezogen wer-
den, deren Stadtteil am meisten vom Thema Außenbewirtschaftung betroffen sei. 

Danach stellt Erster Bürgermeister Odszuck die Beschlussempfehlung des 
Haupt- und Finanzausschusses zur Abstimmung. 

B eschluss des Gemeinderates (Arbeitsauftrag fett): 

1. Die Regelung zur Erweiterung der Außenbewirtschaftungsflächen wird als Maßnahme 
der „Heidelberger Wirtschaftsoffensive“ bis zum 31.12.2023 verlängert. 

2. Wie bereits in 2020 beschlossen, werden die Gebühren für Außenbewirtschaftungsflä-
chen, Werbeaufsteller, Warenständer, Dekorationsgegenstände und ähnlichem im 
Zeitraum vom 01.01.2023 bis zum 31.12.2023 um 75 % im Vergleich zur Gebührenhöhe vor 
der Coronapandemie reduziert. Zu diesem Zweck wird die als Anlage 01 beigefügte "7. 
Satzung zur Änderung der Sondernutzungsgebührensatzung" beschlossen. 

Außerdem ergeht folgender Arbeitsauftrag: 

Das Thema Außenbewirtschaftung wird 2023 in den Bezirksbeiräten beraten. 

gezeichnet 
Jürgen Odszuck 
Erster Bürgermeister 

 

Ergebnis: einstimmig beschlossen mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung 
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Begründung:  

1. Ausgangslage 

Im Rahmen der Heidelberger Wirtschaftsoffensive wurden die Handels- und Gastronomiebetriebe 
der Stadt Heidelberg mit effektiven Hilfsaktionen durch die fast 3 Jahre währende Coronapande-
mie begleitet. Die ergriffenen Maßnahmen wurden von den Unternehmen sehr positiv aufgenom-
men. Dennoch sind durch die vergangenen Jahre viele Betriebe in eine wirtschaftlich fragile Situa-
tion geraten, deren Stabilisierung erst zeitverzögert nach einem tatsächlichen Ende der verschie-
denen Krisen erreicht werden kann. Nun verschärft die aktuelle Situation, ausgelöst durch den 
Konflikt in der Ukraine, die Situation vieler Betriebe erneut. Anstelle der Möglichkeit einer Stabili-
sierung der finanziellen Situation und somit des Unternehmens tritt nun sogar eine weitere Ver-
schärfung der Lage ein. Produktions- und Lieferengpässe bedeuten neben einer logistischen Her-
ausforderung auch Preissteigerungen, insbesondere sind hier die Energiekosten anzuführen. 

Betriebe konnten ihre finanziell kritische Situation überstehen, fürchten nun aber aufgrund der 
derzeitigen Energiekrise und Inflation neue und noch größere Belastungen. Sinnvoll ist es daher 
weiterhin die Sondernutzungsgebühren für die Gewerbetreibenden zu senken und die Erweiterung 
der Außengastronomie für die Gastronomen beizubehalten.  

Die vergangenen zwei Jahre haben gezeigt, dass die überwiegende Anzahl an Unternehmen sehr 
verantwortlich mit den Liberalisierungen umgegangen ist. Entsprechend wurden die Vorgaben gut 
erfüllt und auch auf die Qualität der Umsetzung wurde Wert gelegt.  
Insbesondere die Erweiterungen an Außengastronomieflächen führte an vielen Stellen zu einer 
zuvor nicht vorhandenen Urbanität. Wenngleich der öffentliche Raum, insbesondere Parkplätze, in 
starker Nutzungskonkurrenz steht, konnten die Einzelfallentscheidungen für eine Außengastro-
nomie nicht nur den Betrieben eine Hilfestellung geben, sondern waren auch für das Stadtbild und 
die Nachbarschaft zuträglich. So trug die Außengastronomie und damit einhergehende Belebung 
der Fläche in vielen Fällen zur Urbanität und Aufenthaltsqualität bei.  

2. B eibehaltung der Erweiterungsflächen für Außengastronomie und Reduzierung von Sondernut-
zungsgebühren bis zum 31.12.2023 

Die Verwaltung schlägt vor, die Heidelberger Gastronomiebetriebe durch die ursprünglich in 2020 
wegen der Coronakrise begonnenen Maßnahmen weiterhin zu unterstützen. Die Möglichkeit der 
Außenflächenerweiterung soll auch zukünftig zugelassen werden, sofern dies tatsächlich, aus 
wegerechtlichen, verkehrlichen und nachbarschutzrechtlichen Gründen möglich ist. In Einzelfäl-
len, die in der Vergangenheit zu Konflikten durch die erweiterte Außenbewirtschaftung entstanden 
sind, wird sich die Verwaltung gezielt mit dem Sonderfall befassen und sich für die Lösung des 
Konfliktes einsetzen.  
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Um eine gebührenreduzierte Erweiterung der Außenbewirtschaftungsflächen für Gastronomen 
weiterhin zu ermöglichen, ist eine Änderung in der Sondergebührensatzung (betroffen ist hier die 
Nummer 7 Gebührenverzeichnis zur Sondernutzungsgebührensatzung (GebVerz-SoNuGS)) vor-
zunehmen. Für darin vorgeschlagene Gebührenänderungen/-erlässe gilt zu berücksichtigen, dass 
sich die Gebühren, die sich aus städtischen Satzungen ergeben (zum Beispiel für Müllabfuhr, Was-
serversorgung, Verwaltungsgebühren, et cetera) nicht ohne Satzungsänderungen gesenkt oder 
ganz erlassen werden können. Zur Sicherstellung der kommunalen Finanzen durch stabile Ein-
nahmen besteht eine gesetzliche Pflicht zur Gebührenerhebung. 

Von Folgendem wird bei der Realisierung des Vorschlages zur Erweiterung der Außengastronomie 
und zur Reduzierung von Sondernutzungsgebühren abgewichen: 
 Richtlinien zur Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen zur Außenbewirtschaftung in Hei-

delberg, die unter anderen sinngemäß folgende Vorgaben machen: 
o Die Außenbewirtschaftung soll nur auf dem Gehweg, der direkt vor der Gaststätte liegt, 

zugelassen werden, nicht vor den Nachbargebäuden. 
o Bei Außenbewirtschaftung auf Plätzen ist das durch den Gemeinderat beschlossene 

Platznutzungskonzept zu berücksichtigen. 
 Sondernutzungsgebührensatzung der Stadt Heidelberg  

3. G ewerbliche Sondernutzungen im Öffentlichen Raum 

Die derzeit ungewissen wirtschaftlichen Perspektiven sind für den Handel und die Bürger äußerst 
belastend. Um die Kunden trotz gestiegener Preise in allen Lebensbereichen weiterhin in die Ge-
schäfte der Stadt Heidelberg zu führen ist es notwendig, die Heidelberger Einzelhandelsbetriebe 
und Dienstleister weiter zu unterstützen. Folglich ist es für die Händlerschaft sinnvoll, mithilfe von 
Werbetafeln, Warenständern und Dekorationsgegenständen auf ihre Waren und vor allem auf ihre 
Angebote aufmerksam zu machen. Hierbei soll der stationäre Einzelhandel von Mehrkosten ent-
lastet werden, indem die Gebühren für diese Art von Sondernutzung im gesamten Jahr 2023 um 75 
% im Vergleich zu den Gebühren vor der Coronapandemie reduziert werden.  

Demzufolge ist es notwendig, eine Satzungsänderung entsprechend der beiliegenden 
7. Änderungssatzung (betroffen sind hier die Nummern 4 und 5 GebVerz-SoNuGS) vorzunehmen, 
damit die Gebühren für das Aufstellen von Werbetafeln, Dekorationsgegenständen et cetera bis 
einschließlich 31.12.2023 gesenkt werden können. 

Die Verwaltung schlägt vor, den Gewerbetreibenden durch eine großzügige Auslegung der Richtli-
nien zu helfen. Im Einzelnen geschieht dies durch folgende Vorgehensweisen: 

 Abweichen von strengen Regelungen zum Aufstellen von Werbetafeln, Warenständern, 
Dekorationsgegenständen, et cetera 

 Wenn keine Regelungen existieren, wird das Ermessen im Sinne der Gewerbetreibenden 
großzügig ausgelegt. 

 Senkung der Gebühren für die Sondernutzungen in 2022 um 75 % im Vergleich zu den Ge-
bühren vor der Coronapandemie. 
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Von Folgendem wird in diesem Zusammenhang abgewichen: 
 Richtlinien der Stadt Heidelberg für gewerbliche Sondernutzungen 
 Sondernutzungsgebührensatzung der Stadt Heidelberg 

Sonderfall Altstadt 
Einzelne Regelungen der Richtlinie für gewerbliche Sondernutzung werden in der Altstadt mit Blick 
auf die Energiekrise in den Seitenstraßen derzeit nicht vollzogen. Die Beschränkungen für Dekorati-
onsgegenstände/ Warenauslagen/ Schilder sind insofern weitgehend aufgehoben. Die Lockerungen 
galten ab 2022 auch in maßvoller Handhabe für die Geschäfte der Hauptstraße. Aufgrund des hohen 
Personenaufkommens und zur Wahrung des gewohnten Erscheinungsbilds der Altstadt, wird in Zu-
kunft verstärkt darauf geachtet werden, dass Werbeaufsteller und andere Gegenstände den Fußgän-
ger- und Lieferverkehr nicht behindern. Die Verwaltung wird in entsprechenden Einzelfällen direkt 
mit den Betrieben sprechen und diese beraten. 

Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes / der 
L okalen Agenda Heidelberg  

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes   
 
N ummer/n: 
( C odierung)  

+  /  - 
b e rührt: 

Z i el/e: 

AB 5 + Erhalt der Einzelhandelsstruktur 

  Be gründung: 

   

  Z i el/e: 

SL 3 + Stadtteilzentren als Versorgungs- und Identifikationsräume stärken 

  Be gründung: 

   

  Z i el/e: 

   

  Be gründung: 

   

 

2. Kritische Abwägung / Erläuterungen zu Zielkonflikten: 
 

keine 

gezeichnet 
Prof. Dr. Eckart Würzner 

 

Anlagen zur Drucksache:  

N ummer: Be zeichnung  

01 7. Satzung zur Änderung der Sondernutzungsgebührensatzung 

02 Sachantrag von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 25.01.2023 
(Tischvorlage in der Sitzung  

des Haupt- und Finanzausschusses vom 26.01.2023) 
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